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Am Mittwoch mussten die Aargauer Behörden Wasim A. laufen lassen
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Bern Öffentlichkeitswirksam hat
Justizministerin Simonetta Som-
maruga gestern mit Amtskolle-
gen anderer deutschsprachiger
Länder in Bern darüber disku-
tiert, wie die Bevölkerung vor ge-
walttätigem Extremismus ge-
schützt werden kann. Vor der
Öffentlichkeit geheimgehalten,
ist am Mittwoch ein verurteilter
Jihadist freigelassen worden: der
von der Bundespolizei (Fedpol)
noch immer als gefährlich einge-
stufte Wesam A., Mitglied der so-
genannten Schweizer IS-Zelle.
Der 32-jährige Iraker war vom

Bundesstrafgericht zusammen
mit zwei weiteren Personen we-
gen Unterstützung der IS-Terror-
organisation zu einer mehrjähri-
gen Haftstrafe verurteilt worden.
Die Bundesanwaltschaft hatte ih-
nen vorgeworfen, einen Terroran-
schlag vorbereitet zu haben.

Nachdem der in Baden AG
wohnhafte Wesam A. zwei Drittel
seiner Haft verbüsst hatte, verfüg-
te das Fedpol am 12. Juli seine Aus-
weisung — weil er die Sicherheit
der Schweiz gefährde. Das Migra-
tionsamt des Kantons Aargau ord-
nete tags darauf an, A. in Ausschaf-
fungshaft zu nehmen, welche das
Aargauer Verwaltungsgericht am
14. Juli bestätigte und auf drei Mo-
nate festlegte.

Der Rechtsvertreter des IS-Un-
terstützers legte am 21. Juli beim
Justizdepartement (EJPD) Be-
schwerde gegen die Ausschaffung
ein. Zudem focht er die Ausschaf-
fungshaft vor Bundesgericht an.
Dieses entschied am 6. September,
dass die Gründe für eine Ausschaf-
fungshaft «nicht gegeben» seien,
wie das Fedpol bestätigt. Am Mitt-
woch mussten die Aargauer Behör-
den Wesam laufen lassen.

EJPD hat noch nicht über die

Ausschaffung entschieden

Auch der Sprecher des kantona-
len Departements für Volkswirt-
schaft und Inneres, Samuel Helb-
ling, bestätigt, dass Wesam A. auf
freiem Fuss sei. Und er ergänzt:
«Die Kantonspolizei Aargau ist in
Kontakt mit dem Mann.» Mehr
sage man nicht dazu. Gesprächi-
ger ist Fedpol-Sprecherin Cathy
Maret: Der Kanton Aargau sei
überrascht über den Bundesge-
richtsentscheid. «Er ist davon aus-
gegangen, dass die Haft bestätigt
wird, bis über die Ausweisung ent-
schieden worden ist.»

Das EJPD hat noch nicht ent-
schieden, ob es die Ausschaffung
von A. bewilligt. Sprecher Guido
Balmer erklärt, der EJPD-Rechts-
dienst prüfe die Beschwerde gegen
die Ausschaffung noch.

Glaubt man A., droht ihm im Irak
die Todesstrafe. Sollte das zutref-
fen oder muss man mit Folter rech-
nen, kann das EJPD den Mann
kaum ausschaffen. Stellt er aber
tatsächlich eine Gefahr für die Be-
völkerung dar, hätte er nicht vor-
zeitig aus der Haft entlassen wer-
den dürfen.

Wesam A. ist kein Einzelfall.
Benjamin F. Brägger sagt: «Es ist
kein Geheimnis, dass eine Geset-
zeslücke besteht.» Wenn jemand
seine Strafe verbüsst habe, aber im-
mer noch gefährlich für die Allge-
meinheit sei, jedoch nicht psy-
chisch krank, könne man ihn nicht
wegschliessen. «Es bräuchte dazu
eine neue gesetzliche Grundlage

Bayern will

Einreiseregister

Gestern Samstag bestätigte

Staatssekretär Mario Gattiker in

Interviews, dass - wie die Sonn-

tagsZeitung berichtet hatte - der

Anteil von Asylsuchenden, die ein-

fach abtauchen, massiv gestiegen

sei. Er betrage «60 Prozent».

Jetzt reagiert der Freistaat Bayern:

Innenminister Joachim Hermann

erklärt, um die Zahl der illegal nach

Deutschland Reisenden einzudäm-

men, müsse die Schweiz «strikte

Ein- und Ausreisekontrollen sowie

die umgehende lückenlose Regis-

trierung aller einreisenden Asylbe-

werber» gewährleisten.

Den Justizministern der deutsch-

sprachigen Länder empfiehlt er zur

Terrorbekämpfung ebenfalls bes-

sere Kontrollen an den EU-Aussen-

grenzen und eine enge Zusammen-

arbeit der Sicherheitsbehörden. Es

brauche den Zugriff auf gemeinsa-

me Datenbanken, wie Eurodac

«oder das noch zu schaffende ge-

meinsame Ein- und Ausreiseregis-

ter». Die EU müsse die Vorausset-

zungen für eine Vernetzung der

nachrichtendienstlichen und

polizeilichen Datenbanken aller EU-

Staaten schaffen. P. Tischhauser

für eine Art Präventivhaft, um die
Gesellschaft vor entlassenen Ter-
roristen besser schützen zu kön-
nen.» Brägger ist Sekretär der Straf-
rechtskommission der Konferenz
der kantonalen Justiz- und Polizei-
direktoren (KKJPD), in der dies
bereits Thema war.

Sommaruga soll die

Gesetzeslücke schliessen

Für den Berner Justizdirektor
Christoph Neuhaus (SVP) ist klar:
«In diesem Fall leisten unsere Ge-
setze Verbrechen Vorschub, statt
sie zu verhindern. Wir dürfen die-
se Pervertierung des Rechtsstaats
nicht zulassen.» Die Justizminis-
terin müsse dem bei der Revision
der Strafprozessordnung Rech-
nung tragen. Neuhaus fordert
einen Gesetzesartikel, «der entwe-
der die Ausschaffung erleichtert
oder aber die Möglichkeit gibt, ge-
fährliche Leute weiter festzuhal-
ten.» Wie sein Regierungsrat setzt
auch Parteipräsident Albert Rösti
auf Ausschaffung: «Die SVP wird
in der Septembersession einen Vor-
stoss einreichen, der die zwingen-
de und generelle Rückschaffung
von verurteilten Jihadisten in ihre
Heimat verlangt.»

Auch FDP-Präsidentin Petra
Gössi findet: «Hier braucht es drin-
gend eine Lösung. Die Sicherheit
der Bevölkerung muss gewährleis-
tet sein.» Und CVP-Chef Gerhard
Pfister erklärt: «Jetzt ist klar, dass
es Handlungsbedarf gibt.» Er
macht einen Vorstoss, der «die Jus-
tizministerin dazu bringen soll auf-
zuzeigen, wie die Gesetzeslücke
geschlossen werden kann.»

Ein konkreter Vorschlag liegt
bereits vor: «Der KKJPD-Vorstand
hat dem Bund eben Vorschläge
für einen neuen Terrorartikel
unterbreitet, der für die Zuge-
hörigkeit und die Unterstützung
einer terroristischen Organisation
Strafen von bis zu 20 Jahren Haft
vorsieht.» Damit sollen Terroris-
ten einfacher verurteilt und län-
ger inhaftiert werden können.


